
Antrag Nr. 18-F-21-0022
SPD, CDU und Grüne

Betreff:

Sachstand LKW-Durchfahrverbot
- Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 21.02.2018 -

Antragstext:

Mit der Debatte um ein Dieselfahrverbot in Innenstädten hat auch die Diskussion um ein LKW-
Fahrverbot in Wiesbaden wieder Fahrt aufgenommen. Seit geraumer Zeit ist der Antrag der Stadt 
hierauf bei Land anhängig, ohne dass konkrete Informationen über den aktuellen Sachstand 
vorliegen.
Insbesondere ist nicht klar, in welcher Form (partiell, selektiv oder umfassend) ein solches 
Durchfahrverbot derzeit vorrangig geprüft wird. Damit ist aber auch unklar, welche Folgen sich für 
den Verkehr wie auch für die Schadstoffbelastung der Luft hieraus konkret ergeben würden.

Der Ausschuss wolle beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten

1. welche Informationen ihm zur Umsetzung eine LKW-Fahrverbot derzeit vorliegen
2. ob seitens des Landes ein Tätigwerden zu erwarten ist oder ob noch weitere Forderungen 

zur Nachlieferung von Informationen, Daten oder Gutachten an die Stadt gerichtet werden,
3. welche Bereiche der Stadt nach derzeitigem Stand der Planung von einem Durchfahrverbot 

umfasst wären sowie 
4. in welchem Maß derzeit Ausweichverkehre auf Nebenstrecken und Alternativrouten 

erwartet werden. Insbesondere wolle der Magistrat hier bewerten, inwiefern die derzeitige 
Planung geeignet ist, besonders Verkehre, welche zur Vermeidung von Mautzahlungen auf 
Bundesstraßen und Nebenstrecken ausweichen, künftig wieder zurück auf die Autobahn zu 
führen.
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